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Schlussfolgerungen der Arbeitsgruppe 

über Verfahren und Verwaltungskapazitäten 
16. November 2006, Neapel 

 
 
Die Arbeitsgruppe über Verfahren und Verwaltungskapazitäten wurde auf der ersten 
Konferenz über Zoll und grenzübergreifende Zusammenarbeit in Südosteuropa vom 25. 
bis 26. Februar 2006 in Thessaloniki eingesetzt. 
 
Ihre von den Generaldirektoren gebilligten Schlussfolgerungen lauten: 
 
- Zur Förderung der Wirtschaftsentwicklung in dieser Region muss der Handel 
intensiviert werden. 
 
- Die Zollverwaltungen haben in dieser Hinsicht eine zentrale Rolle zu spielen und 
müssen sich um eine aktive Zusammenarbeit untereinander bemühen, damit auf der 
Grundlage der so geschaffenen Arbeitsbeziehungen ihre Rechtsvorschriften, Verfahren 
und Praktiken harmonisiert werden können. 
 
- Die Wirtschaftsbeteiligten sollten jederzeit Anspruch auf klare und verlässliche 
Informationen über die Zollverfahren haben, bei gesetzgeberischen und administrativen 
Beschlüssen konsultiert werden und ihr Recht auf Einlegung einer Beschwerde gegen 
jede Art von administrativem Beschluss wahrnehmen können. Der Dialog mit den 
Wirtschaftsbeteiligten muss durch einen strukturierten Konsultationsmechanismus 
intensiviert werden, damit zwischen den Verwaltungen und den Vertretern von 
Berufsverbänden ein Klima des Vertrauens entstehen kann. 
 
- Zur Erreichung dieser Ziele müssen die Verwaltungskapazitäten der Zollverwaltungen 
dieser Region gestärkt werden. 
 
Um diese Ziele verwirklichen zu können, unterbreitete die Arbeitsgruppe eine Reihe von 
Empfehlungen, die alle von den Generaldirektoren gebilligt wurden. Zudem nahm sie 
eine Roadmap an, die jedem Land als Leitlinie dienen soll. 
 
Seit der in Thessaloniki stattgefundenen ersten Konferenz kam die Arbeitsgruppe 
regelmäßig zusammen, um die Fortschritte bei der Umsetzung dieser Empfehlungen zu 
bewerten und regelmäßige kurzfristige Ziel festzusetzen. 
 
Auf ihrer vierten und letzten Zusammenkunft am 16. November 2006 hat die 
Arbeitsgruppe: 
 

• festgestellt, dass in mehreren zentralen Bereichen überaus positive Entwicklungen 
zu verzeichnen sind; 
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• mit Genugtuung zur Kenntnis genommen, dass die regionale Zusammenarbeit 
gestärkt wurde, und betont, diese Zusammenarbeit werde mit dem Abschluss von 
Freihandelsabkommen in dieser Region noch relevanter; 

• zur Kenntnis genommen, dass die zollrechtlichen Vorschriften weiter an den EU-
Besitzstand angeglichen wurden; 

• zur Kenntnis genommen, dass mehrere Initiativen zur Verbesserung der 
Unterrichtung des Handels und der Zusammenarbeit mit dem Handel ergriffen 
wurden (Abhaltung von Seminaren, Workshops, Zusammenkünften, Einrichtung 
von Webseiten usw.); 

• zur Kenntnis genommen, dass bei der Annahme von IT-Strategien für den Zoll 
Fortschritte erzielt wurden und die Computerisierung der Zollverfahren 
wesentlich vorankommt; 

• zur Kenntnis genommen, dass zur Bekämpfung von Korruption beträchtliche 
Anstrengungen unternommen werden (durch die Erarbeitung von Strategien zur 
Korruptionsbekämpfung und die Durchführung individueller Aktionen wie etwa 
die Annahme berufsständischer Regeln, die Errichtung offener Leitungen, die 
Unterrichtung der Öffentlichkeit usw.); 

• zur Kenntnis genommen, dass bei der Annahme nationaler Schulungsstrategien 
Fortschritte erzielt wurden und mehrere Länder nunmehr über Schulungszentren 
verfügen; 

• zur Kenntnis genommen, dass bei der Zusammenarbeit zwischen den Behörden 
und der Umsetzung der Strategien zum integrierten Grenzmanagement 
Fortschritte erzielt wurden; 

• zur Kenntnis genommen, dass sich der Zeitaufwand für den Grenzübertritt im 
Schnitt verringert hat und an einigen Pilotzollämtern an den Grenzen und im 
Landesinnern Instrumente zur Messung des Zeitaufwands eingesetzt werden. 

 
• Sie hat anerkannt, dass diese Arbeit fortgesetzt werden muss und dafür Sorge zu 

tragen ist, dass die rechtliche und die informationstechnologische Komponente 
dieser Arbeit vollständig abgeschlossen und ordnungsgemäß durchgeführt 
werden, damit alle in Thessaloniki gebilligten Empfehlungen umgesetzt werden. 

 
• Sie ist sich darin einig gewesen, dass der Austausch von Erfahrungen und 

bewährten Praktiken zwischen allen beteiligten Ländern nützlich ist und dass die 
regionale Zusammenarbeit fortgesetzt werden muss. 

 
• Sie hat anerkannt, dass jede Verwaltung vor der 2008 anberaumten nächsten 

Konferenz weitere Maßnahmen ergreifen und diese in vollem Umfang selbst 
durchführen muss. 

 
• Sie ist sich im Hinblick auf die Nicht-EU-Länder darin einig gewesen, folgende 

Maßnahmen vor der nächsten Konferenz zu intensivieren und deren vollständige 
Durchführung sicherzustellen: 

 
1.) Angleichung der Rechtsvorschriften und Verfahren an den EU-Besitzstand 

und vollständige Umsetzung der Zollverfahren im Übereinstimmung mit den EU-
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Standards (durch weitere Angleichung der Verfahren, Schulung des Personals, 
Unterrichtung des Handels usw.). Vollständige Umsetzung sämtlicher Verfahren 
(auch im besonderen Bereich der Zollbewertung). Kontinuierliche Angleichung der 
Rechtsvorschriften an den neusten EU-Besitzstand. 

 
Erstellung eines Berichts über die 2007 durchgeführten Tätigkeiten und die 

künftigen Pläne. 
 
Vorlage neuester Statistiken über die für die Zollbewertung eingeführten 

Methoden. 
 

2.) Durchführung einer Analyse über die noch bestehenden Defizite („gap 
analysis“) anhand der geänderten Zoll-„Blueprints“ (die die Kommission 
Anfang 2007 herausgeben wird); auf dieser Grundlage Annahme einer nationalen 
Strategie zur Stärkung der administrativen Kapazitäten der Zollverwaltungen. 
Identifizierung der wichtigsten Abteilungen, in denen zusätzliche personellen Mittel 
benötigt werden. Sicherstellung, dass die Zollverwaltungen mit den erforderlichen 
Befugnissen ausgestattet sind, damit sie ihre Aufgaben wahrnehmen und sich 
effektiv an der internationalen Zusammenarbeit beteiligen können (beispielsweise 
die Fähigkeit, Ex-post-Prüfungen vorzunehmen). 

 
Erstellung eines Berichts über die wichtigsten Defizite im Hinblick auf die EU-

Standards, die angenommene Strategie und die künftigen Pläne in diesem Bereich. 
  
3.) Sofern nicht bereits erfolgt, Annahme und vollständige Umsetzung einer 

nationalen Schulungsstrategie und Zurverfügungstellung der hierzu erforderlichen 
Ressourcen. Zudem Bereitstellung der für die Einrichtung nationaler 
Zollschulungszentren notwendigen Mittel. Sofern noch nicht vorhanden, 
Einrichtung einer nationalen Schulungseinheit und Annahme jährlicher 
Schulungspläne. Zur Ergänzung der nationalen Schulungsressourcen koordinierte 
Nutzung aller verfügbaren technischen Schulungseinrichtungen. 

 
Erstellung eines Berichts über die 2007 durchgeführten Tätigkeiten und die 

künftigen Pläne. 
 
4.) Ausweitung und vollständige Umsetzung der nationalen Strategie zur 

Bekämpfung von Zollkorruption und weitere Durchführung effizienter Maßnahmen 
zur Korruptionsbekämpfung, einschließlich präventiver Maßnahmen. 

 
Erstellung eines Berichts über alle durchgeführten Aktionen sowie über die 

Anzahl aufgedeckter Fälle von Korruption und die verhängten Strafen. 
 
5.) Weitere Förderung der Bewusstseinsbildung in Bezug auf den Handel 

mittels Seminaren, Schulungen, Vereinbarungen mit den Unternehmen; sowie 
Annahme einer diesbezüglichen nationalen Strategie, sofern dies nicht bereits 
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erfolgt ist. Falls noch nicht vorhanden, Schaffung eines Mechanismus zur 
systematischen Konsultation des Handels vor dem Erlass neuer Rechtsvorschriften. 

 
Erstellung eines Berichts über den bestehenden Mechanismus zur Konsultation 

des Handels vor dem Erlass neuer Rechtsvorschriften. 
 
Erstellung eines Berichts über die 2007 durchgeführten Tätigkeiten und die 

künftigen Pläne. 
 

6.) Umsetzung der mittelfristigen nationalen IT-Strategie des Zolls (auch in 
Bereichen wie der elektronischen Übermittlung von Zollanmeldungen, dem 
Management der Zolltarife, der Risikoanalyse usw.). 

 
Erstellung eines Berichts über die 2007 durchgeführten Tätigkeiten und die 

künftigen Pläne. 
 

7.) Intensivierung der Zusammenarbeit mit anderen Behörden, die an den 
Grenzen tätig werden. In Bezug auf den Zoll Erzielung weiterer Fortschritte beim 
integrierten Grenzmanagement und Ergreifung von Maßnahmen auf nationaler 
Ebene, um das Konzept der „einheitlichen Schnittstelle („single window“) 
umzusetzen zu versuchen. 

 
Erstellung eines Berichts über die diesbezügliche Situation und die künftigen 
Pläne in diesem Bereich. 

 
8.) Analyse der Ergebnisse des an bestimmten Pilotzollämtern durchgeführten 

Projekts „Laufzettel“ und Beseitigung der festgestellten Engpässe. Messung des 
Zeitaufwands an anderen Pilotzollämtern, vorzugsweise unter Nutzung dieser 
gemeinsamen Methode. Informationsaustausch zwischen den Ländern über die 
Ergebnisse dieser Pilotprojekte. 

 
Erstellung eines Analyseberichts und eines Berichts über die Folgemaßnahmen 

für die nächste Konferenz. 
 
 

• Sie ist sich darin einig gewesen, dass die Verwaltung eines jeden Nicht-EU-Lands 
spätestens einen Monat vor der nächsten Konferenz über ihre konkreten 
Fortschritte und Realisierungen in diesen Bereichen Bericht zu erstatten hat. 
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